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Baurecht. Auch die Kosten des Stillstands
von Baugeräten, die zur Ausführung von
Folgegewerken benötigt werden, gehören zu
den Mehr- bzw. Minderkosten einer
geänderten oder zusätzlichen Leistung.

OLG Köln, Urteil vom 3. Februar 2021,
Az. 11 U 136/18

Bei Änderungsanordnung zahlt
der Bauherr für den Stillstand
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DER FALL

Eine öffentliche Auftraggeberin beauf-
tragte ein Unternehmen mit dem Gewerk
Schadstoffsanierung und Abbrucharbei-
ten beim Teilrückbau einer aus mehreren
Gebäudeteilen bestehenden Justizvoll-
zugsanstalt. Nachdem eine erhöhte
Asbestbelastung im Wirtschaftsteil des
Gebäudes festgestellt wurde, kommt es
dort zu Mehrleistungen. Dadurch kann

der Zellentrakt nicht im direkten
Anschluss abgebrochen werden, sondern
erst nach einem32-tägigen Stillstand. Auf-
grund dessen stehen auch zwei Ketten-
bagger, die für die Abbrucharbeiten benö-
tigt werden, still. Diese Stillstandskosten
sind Gegenstand des Klageverfahrens:
DasUnternehmen klagt die Kosten bei der
Auftraggeberin ein.
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DIE FOLGEN

Anders als das Landgericht verurteilt das
Oberlandesgericht Köln die Auftraggebe-
rin dazu, dem Unternehmen die Kosten
für den eingetretenen Gerätestillstand zu
vergüten (§ 631 BGB in Verbindung mit
§ 2 Abs. 5 und 6 VOB/B). Das Unterneh-
men kann einen Ausgleich für die Kosten,
die ihm durch den Stillstand der Bau-
geräte entstanden sind, verlangen. Denn
ihm sind solche Kosten infolge der Anord-
nung der Auftraggeberin entstanden,
geänderte bzw. zusätzliche Leistungen im
Zuge der dem Abbruch vorhergehenden
Schadstoffsanierung durchzuführen. Die-

ser Anspruch auf die Vergütung erfasst
laut dem Oberlandesgericht auch solche
Mehrkosten, die sich mittelbar aus den
Auswirkungen der geänderten oder
zusätzlichen Leistungen auf die Bauzeit
ergeben. Für die Berechnung der Still-
standskosten greifen in einemsolchenFall
im Wege der ergänzenden Vertragsausle-
gung die Maßstäbe, nach denen die tat-
sächlich erforderlichen Kosten zuzüglich
angemessener Zuschläge als interessen-
gerechte Lösung anzusehen sind. Die
Revision zum Bundesgerichtshof wurde
zugelassen.
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WAS IST ZU TUN?

Ob im Falle einer Änderungsanordnung
mittelbar entstandene Gerätestillstands-
kosten als Teil des Mehrvergütungs-
anspruchs oder als Schadenersatz-
anspruch anzusehen sind und in welchen
Fällen die Abrechnung auf der Grundlage
der tatsächlichen Mehrkosten oder aber
vorkalkulatorisch zu berechnen ist, wird
nun im Rahmen der Revision durch den
Bundesgerichtshof entschieden. Parteien
in ähnlich gelagerten Fällen haben bis

dahin im Einzelfall die Möglichkeit, ein
gemeinsames vertragliches Verständnis
zu entwickeln, ob solche mittelbaren Kos-
ten infolge einer Änderungsanordnung
vergütet werden sollen. Sie können auch
aushandeln, welche Methoden der Preis-
anpassung oder welche einzelnen Teil-
elemente der Preisbildung sie vereinbaren
möchten. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Andreas Gerstmeier

von Dornbach
Quelle: Dornbach

Grundstücksrecht. Ein durch eine
Grunddienstbarkeit gesichertes Recht, ein
Grundstück „als Übergang zu benutzen“,
berechtigt in der Regel auch dazu, das
Grundstück mit einem Fahrzeug zu
überqueren.

BGH, Urteil vom 18. September 2020,
Az. V ZR 28/20

Dienendes Grundstück darf auch
mit dem Auto überquert werdenn
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DER FALL

Der Kläger ist Eigentümer von Flur-
stücken, die unmittelbar an einer öffent-
lichen Straße gelegen sind. Die Flurstücke
der Beklagten grenzen unmittelbar an die
Grundstücke des Klägers an, verfügen
aber über keinerlei Anbindung an die
Straße. Ursprünglich bildeten die Flur-
stücke zusammen mit einer weiteren Par-
zelle ein einheitliches Grundstück. Bei der
Trennung dieses einheitlichen Grund-
stücks wurde eines der Flurstücke des

Klägers mit einer Grunddienstbarkeit
zugunsten des jeweiligen Eigentümers des
Grundstücks, das heute im Eigentum der
Beklagten steht, belastet, wonach dieses
„als Übergang zu benutzen“ und dort die
Versorgungsleitungen zu verlegen seien.
Der Kläger verlangte von der Beklagten, es
zu unterlassen, über sein Flurstück mit
einem Auto oder einem sonstigen Fahr-
zeug zu fahren.
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DIE FOLGEN

Ohne Erfolg. Der Eigentümer hat keinen
Unterlassungsanspruch gegenüber seiner
Nachbarin, urteilte der Bundesgerichts-
hof. Er muss das Befahrenmit einem Auto
oder einem sonstigen Fahrzeug aufgrund
der auf seinem Grundstück lastenden
Grunddienstbarkeit dulden. Anders als
die Vorinstanz sah das Gericht nicht nur
ein Geh-, sondern auch ein Fahrtrecht als
gegeben an. Um den Inhalt einer Dienst-
barkeit zu ermitteln, sind Wortlaut und
Sinn der Grundbucheintragung sowie der
insoweit in Bezug genommenen Ein-

tragungsbewilligung, wie sie sich für einen
unbefangenen Betrachter als nächst-
liegende Bedeutung ergibt, ausschlag-
gebend. Außerhalb der Urkunde liegende
Umstände sind dann zu beachten, wenn
sie nach den besonderen Verhältnissen
des Einzelfalls für jedermann ohne weite-
res erkennbar sind. Unter Anwendung
dieser Grundsätze versteht der BGH unter
demBegriff „Übergang“ nach seinemSinn
eine Verbindung zwischen getrennt Lie-
gendem – und zwar unabhängig davon,
wie die Fläche überquert wird.
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WAS IST ZU TUN?

Die Entscheidung des BGH zeigt, wie
komplex die Frage der Formulierung von
Grunddienstbarkeiten sein kann. Wäh-
rend eine inhaltlich zu detailliert getrof-
fene Regelung jegliche erweiternde Aus-
legung verhindert, kann eine zu weite
Regelung – den sachenrechtlichen
Bestimmtheitsgrundsatz einmal beiseite
gelassen – zu durchaus folgenreichen
Nachbarschaftsstreitigkeiten führen. Egal

ob auf Berechtigten- oder Verpflichteten-
seite: Mehrdeutige Begriffe wie Über-
gangs-, Wege- oder Zugangsrecht, die im
Zweifel weit ausgelegt werden können,
sollten vermieden werden. Stattdessen
sind die Parteien gut beraten, eindeutige
Begriffe wie Geh- und/oder Fahrtrecht
verwenden. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Dr. Michael Oerder
von Lenz und Johlen

Quelle: Lenz und Johlen

Öffentliches Recht. Auf 20 Jahre
kapitalisierte Pflegekosten für öffentliche
Grünflächen können einem Vorhabenträger
nicht durch einen Folgekostenvertrag
auferlegt werden.

OVG Lüneburg, Urteil vom 2. Juni 2020,
Az. 1 MN 116/19

Bauherr muss nicht unbegrenzt für
Ausgleichsmaßnahmen zahlen

... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

DER FALL

Ausgleichsmaßnahmen für einen durch
Bebauungsplan zugelassenen Eingriff in
Natur und Landschaft müssen so lange
wirken, wie der Eingriff andauert, also
theoretisch unbegrenzt. In städte-
baulichen Verträgen werden daher Bau-
herren oft verpflichtet, die Unterhaltung
von Ausgleichsmaßnahmen dauerhaft
sicherzustellen oder über einen längeren
Zeitraum durch Einmalzahlung abzu-
lösen. Das OVG Lüneburg ist in einem

Eilbeschluss davon ausgegangen, dass
sich die in einem städtebaulichen Vertrag
vereinbarte Übernahme der auf 20 Jahre
kapitalisierten Pflegekosten für öffentliche
Grünflächen einschließlich Ausgleichs-
flächen im Hauptsacheverfahren mangels
Rechtsgrundlage als rechtswidrig erwei-
sen wird. Daraus leitet das Gericht nicht
nur die Unwirksamkeit der Vereinbarung
ab, sondern auch des Bebauungsplans.
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DIE FOLGEN

Grundlage der Übernahme von Pflege-
und Unterhaltungskosten kann nur
§ 11 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 BauGB sein. Das setzt
eine Kausalität zwischen der Planung und
der Folgemaßnahme voraus. Viele
Gemeinden sehen einen solchen Zusam-
menhang nicht nur für dieHerstellung der
Ausgleichsmaßnahmen, sondern auch für
die Unterhaltung. In der Literatur und
einigen Zivilgerichtsentscheidungen ist
dasbereits kritisiertworden.Mit demOVG
Lüneburg hat sich erstmals ein Oberver-
waltungsgericht den Bedenken an-

geschlossen. Das Abwälzen der Unterhal-
tungskosten läuft darauf hinaus, dass die
Gemeinde dauerhaft ein Baugebiet mit
denselben fiskalischen Vorteilen, aber
ohne die finanziellen Lasten ihrer „Alt-
baugebiete“ erhält. Es kann dahinstehen,
ob es zulässig ist, in einer Anfangsphase,
in der einer Gemeinde für ein Baugebiet
schon die vollen Unterhaltskosten entste-
hen, obwohl es noch nicht voll ausgenutzt
ist, diese zumindest teilweise dem Bau-
herrn aufzuerlegen. Ein Zeithorizont von
20 Jahren ist aber jedenfalls viel zu lang.
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WAS IST ZU TUN?

Bisher konntenGemeindendie Forderung
nach Übernahme oder Ablösung von
Unterhaltungskosten mit einer in-
zwischen recht weit verbreiteten Praxis
begründen. Die Entscheidung des OVG
Lüneburg ermöglicht es dem Vorhaben-
träger, sich im Hinblick auf die bisher
bereits bestehenden Bedenken auf eine
gut begründete obergerichtliche Ent-
scheidung zu berufen. Da die Entschei-

dung allgemein auf Kausalitätserwägun-
gen sowie auf die Lastengerechtigkeit zwi-
schen Altbau- und Neubaugebieten
abstellt, geht sie in ihrer Bedeutung über
Regelungen zur Unterhaltung von Grün-
flächen undAusgleichsmaßnahmendeut-
lich hinaus. Sie erstreckt sich grundsätz-
lich auf alle längerfristigenUnterhaltungs-
kosten. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwältin
Sabrina Greubel

von Hogan Lovells
Quelle: Hogan Lovells

Mietrecht. Infolge der pandemiebedingten
staatlichen Schließungsanordnung eines
Modegeschäfts tritt eine unzumutbare
Störung der Geschäftsgrundlage ein. Dies
rechtfertigt eine Reduzierung der
monatlichen Kaltmiete auf 50%.

OLG Dresden, Urteil vom 24. Februar 2021,
Az. 5 U 1782/20

Gewerbemiete kann im Lockdown
um die Hälfte reduziert werden
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DER FALL

DieVermieterin eines Ladengeschäfts ver-
klagt ihrenMieter. Sie verlangt, dass er die
Miete für April 2020 für das angemietete
Textileinzelhandelsgeschäft bezahlt.
Nach Ansicht des Mieters trat infolge der
staatlichen Schließungsanordnung eine
Minderung der Miete um 100% ein,

weshalb er die Mietzahlung verweigerte.
DasOLG sieht beimMieter eine unzumut-
bare Störung der Geschäftsgrundlage und
verpflichtet ihn dazu, die halbe Monats-
miete zu zahlen. Eine etwaige Revision
zum Bundesgerichtshof wird zugelassen.
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DIE FOLGEN

Nach Ansicht des OLG Dresden reduziert
sich die Mietzinszahlungspflicht bei einer
staatlichen Schließungsanordnung auf
50%, wenn die Störung der Geschäfts-

grundlage – hier die staatliche Schlie-
ßungsanordnung – von keiner Partei ver-
ursacht und vorhergesehen wurde.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

WAS IST ZU TUN?

Diese Entscheidung des OLG Dresden ist
eine derzeit nicht verallgemeinerbare Ein-
zelfallentscheidung. Der Ansicht des
Gerichts entgegentretende oberlandes-
gerichtliche Rechtsprechung lehnt eine
Mietreduzierung mit der Begründung ab,
diese könne nur ausnahmsweise zu-
gesprochen werden. Nämlich dann, wenn
eine umfassende, über die Prüfung der
Verursachung bzw. Vorhersehbarkeit
hinausgehende Interessenabwägung er-
gibt, dass ein unverändertes Festhalten
am Vertrag, d.h. Fortzahlung der unge-
mindertenMiete, unzumutbar ist. In diese
Abwägung müssen u.a. erhaltene Vorteile
wie Kurzarbeitergeld, staatliche Hilfen
und die Möglichkeit, Nachteile z.B. durch
Onlinehandel, Nutzung derMieträume zu
Lagerzwecken und Nachholeffekte der
Konsumenten bei Wiedereröffnung zu
kompensieren, einbezogen werden. Auch
die Dauer des Mietverhältnisses, Umsätze
bzw. Gewinne in den vergangenen Jahren

und die Möglichkeit Rücklagen zu bilden
können maßgeblich sein. Im Rahmen
einer wirtschaftlichen Gesamtbetrach-
tung kann sogar die wirtschaftliche Situa-
tion von Muttergesellschaften eine Rolle
spielen. Sofern festgestellt wird, dass ein
Festhalten am Vertrag unzumutbar ist, ist
zu prüfen, ob und in welchem Umfang
sich hieraus tatsächlich eine Mietreduzie-
rung ergibt oder ob z.B. eine vorüber-
gehende Mietstundung ausreichend und
angemessen ist. Da eine Entscheidung
durch den BGHaussteht und ungewiss ist,
ob und in welche Richtung sich die Recht-
sprechung verfestigt, kann es ratsam sein,
anstelle einer gerichtlichen Entscheidung
eine wirtschaftliche Einigung anzustre-
ben. Die Einigungsmöglichkeiten sind
mannigfaltig: Denkbar sind sowohl
abschließende Einigungen als auch flexi-
ble Lösungen, die von den zukünftigen
wirtschaftlichen Entwicklungen der Par-
teien abhängen. (redigiert von Anja Hall)

ANZEIGE


